

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 23. Oktober 1997 

Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.08 Uhr

                          Ende: 20.51 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  18.14 Uhr bis 18.52 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin

1. Schriftführer/in:
Herr Kratzat



Herr Schwardt

2. Schriftführer/in:
Herr G. Meyer



Frau Engelke

Ratsmitglieder:
Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester, 

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Guta, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, 

Herr Huckriede, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Herr Kolb, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, 

Herr G. Meyer, Herr K.-D. Meyer, Herr Moriz, Frau Oschmann, Herr Oschmann, Herr Petersen, 

Herr Raupach, Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke, Herr Schmidt-Brodersen, Herr Schreiber, 



Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke, 



Herr Silz, Frau Stöcken, Herr Tank, Herr Tovar, 



Herr Tschorn, Herr Wetzel, Herr Witt, 

Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Witt

Es kommt später:
Frau Martens (anwesend ab 16.50 Uhr)

Stadträte/innen:
Oberbürgermeister Gansel, 

Bürgermeister Dr. Kirschnick, Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Schirmer, Stadträtin Bommelmann

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und wei​tere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Frau Thomsen (Amt für Organisation und Verwaltungsre-



form)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die


Anwesenden.

Sie teilt mit, daß sich 3 Mitglieder der Ratsversammlung entschuldigt haben und eins später kommt, so daß zu Beginn der Sitzung 45 und später 46 Rats​mitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehö​rigen Nachtragstagesordnungen sind


am 20. Oktober 1997 nachgeschickt


und heute


auf den Tisch gelegt worden.


Die letzte Zusammenfassung ist diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet.


Änderungen zur Tagesordnung


Öffentliche Sitzung


Oberbürgermeister/Bürgermeister/Stadträte

Punkt 10.  Neuberufung von Mitgliedern in den                  - Drs. 522 -



Verwaltungsausschuß des Arbeitsamtes



Oberbürgermeister Gansel



- vom Dezernenten zurückgezogen -

Punkt 11.  Rettungsdienst der LHS Kiel                         - Drs. 528 -



Stadtrat Schirmer



- vom Dezernenten zurückgezogen -


Diese Punkte stehen damit nicht zur Beratung an.


Aus dem Ältestenrat

Punkt 8. a) Vorbereitungen zum Haushalt 1998                   - Drs. 501 ​- 
von der Antragstellerin Fraktion Ratsfraktion




Bündnis 90/DIE GRÜNEN zurückgezogen -


Dieser Punkt steht damit nicht zur Beratung an.


Die Punkte

      8. l) Vorbereitung der Haushaltsberatungen/              - Drs. 565 ​Erbbaupachtgrundstücke




Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

      8. m) Vorbereitung der Haushaltsberatungen/              - Drs. 566 
​Städtisches Finanzmanagement





Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN




8. n) Vermietungen
- Drs. 567 -






- Drs. 579 -





Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN





CDU-Ratsfraktion




8. o) Personalhaushalt
- Drs. 568 -





Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


werden gemeinsam unter Punkt 8. a) zur Beratung aufgerufen.


Punkt 8. j) Ausbau der Grenzstraße/Fußläufige Anbindung
- Drs. 563 -





der Mensa





SPD-Ratsfraktion


und


Punkt 8. p) B-Plan Nr. 752 a
- Drs. 570 -





CDU-Ratsfraktion


werden gemeinsam unter Punkt 8. j) zur Beratung aufgerufen.

Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) beantragt im Namen seiner Fraktion, den Tagesordnungspunkt 8 der nichtöffentlichen Sitzung gemeinsam mit Punkt 27 der öffentlichen Sitzung zu behandeln.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt den Antrag zur Abstimmung, wo​bei dieser nicht die Stimmenmehrheit erhält. Der Tagesordnungspunkt 8 ver​bleibt somit in der nichtöffentlichen Sitzung.

Ratsherr   R a u p a c h   (SPD) widerspricht im Namen seiner Fraktion der Dringlichkeit des Tagesordnungspunktes 8. r), Drs. 581. Somit wird dieser Punkt erst in der nächsten Sitzung der Ratsversammlung behandelt.


Die Dringlichkeit aller übrigen nachgereichten und auf den Tisch gelegten


Anträge und Vorlagen wird einstimmig anerkannt.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

3. Einwohneranfragen 


a) Eingriffe in Natur und Landschaft im Bereich
- Drs. 517 -



des Gewerbegebietes Wellsee                       



Hierzu liegt folgende Einwohneranfrage von Herrn Christian Hünert vor:

1. Welche Eingriffe in Natur und Landschaft, insbesondere in gemäß

§ 15 a/b LNatSchG geschützte Feuchtgebiete und Knicks sind der Lan​deshauptstadt Kiel (Umweltschutzamt als Untere Naturschutzbehörde, Grünflächenamt, Stadtplanungsamt) in den Jahren 1995 bis 1997 im Ge​werbegebiet Wellsee - einschließlich der im Ausbau begriffenen Erwei​terungsflächen - bekannt geworden (bitte angeben: Anzahl, Lage des jeweiligen Eingriffs, naturschutzrechtlich genehmigt/ungenehmigt)?

2. In wie vielen Fällen wurden bei ungenehmigten Eingriffen Bußgeldver​fahren eingeleitet und abgeschlossen bzw. eingestellt oder Eingriffe




nachträglich genehmigt?

3. Welche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wurden von der Unteren Natur​schutzbehörde gefordert und welche dieser Maßnahmen wurden bisher noch nicht durchgeführt, obwohl entsprechende Fristsetzungen bereits abgelaufen sind? (bitte angeben: Ort und Art der Ausgleichs- und Er​satzmaßnahme, Träger der Maßnahme: privat oder Stadt Kiel)



Kenntnis genommen

a) Eingriffe in Natur und Landschaft im Bereich des Gewerbe-   - Drs. 517 -



gebietes Wellsee



Fragesteller: Herr Hünert

Die Antwort von Stadtrat   S c h i r m e r   (SPD) liegt schriftlich vor und ist beigefügt.



Herr Hünert stellt eine Zusatzfrage, die ebenfalls von Stadtrat



S c h i r m e r  (SPD) beantwortet wird.



Kenntnis genommen

4. Aktuelle Stunde


Für die Aktuelle Stunde sind von den Fraktionen bzw. von den Ratsmitglie-


dern keine Themen angemeldet worden.


Die Aktuelle Stunde entfällt damit.

5. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 21.08.1997 und 18.09.1997


die Niederschriften haben ausgelegen.


Es sind keine Einwendungen eingegangen.


Antrag:   Die Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung am




    21.08.1997 und 18.09.1997 werden genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

a) Termine für die Sitzungen der Ratsversammlung               - Drs. 519 -



im Jahr 1998                                      



Kenntnis genommen                                 

b) Erinnerung an die Reichspogromnacht                         - Drs. 558 -



Kenntnis genommen                                 

7. Mitteilungen des Oberbürgermeisters 

a) Erfahrungsbericht Kieler Woche 1997                         - Drs. 513 -



Kenntnis genommen                                 

b) Eckdaten zum Entwurf des Haushaltsplanes 1998               - Drs. 520 -



Kenntnis genommen                                 


c) Energiebericht 1993-1994-1995
- Drs. 533 -



Kenntnis genommen                                 


d) Verbesserung des Verkehrsangebotes auf der
- Drs. 518 -



Schwentine-Linie                                  



Kenntnis genommen                                 

8. Anträge der Fraktion 

8. a) Vorbereitungen zum Haushalt
- Drs. 501 -

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, die Tagesord​nungspunkte 8. l), m), n) und o) gemeinsam unter 8. a) zu behandeln.

Der Tagesordnungspunkt 8. a), Drs. 501, wurde von der Antragstellerin



Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN zurückgezogen.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) ruft die einzelnen Punkte nachein​ander zur Beratung auf. Das dazugehörige Material ist nachgeheftet.

8. l) Vorbereitung der Haushaltsberatungen/
- Drs. 565 -



Erbbaupachtgrundstücke



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

8. m) Vorbereitung der Haushaltsberatungen/
- Drs. 566 -



Städtisches Finanzmanagement

Ratsherr   R a u p a c h   (SPD) beantragt die Überweisung des Antrages in den Finanzausschuß.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig

8. a) Vermietungen
- Drs. 567 -

Hierzu wurde ein Änderungsantrag der CDU-Ratsfraktion, Drs. 579, auf den Tisch gelegt.

Ratsherr   W u n d e r   (CDU) teilt mit, daß im Änderungsantrag seiner Fraktion mehrere Formulierungen korrigiert werden müssen. Der Antrag lautet jetzt wie folgt:

"Die Verwaltung wird beauftragt, noch rechtzeitig vor den Haushaltsbera​tungen darzustellen, wie welche Gebäude und Sportstätten der Stadt Kiel außerhalb schulischer Zwecke und Zwecken der Verwaltung und nicht zu Wohnzwecken genutzt werden, und welche Mieteinnahmen nach welchen Richt​linienen in den Haushalt der Stadt zurückfließen."

Die Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN übernimmt diesen Änderungsantrag. Beschluß über die Drs. 567 in der geänderten Fassung:



Nach Antrag - einstimmig

8. o) Personalhaushalt
- Drs. 568 -

Ratsfrau   S i e b k e   (SPD) beantragt die Überweisung des Antrages in den Personalausschuß.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig

8. a) Vorbereitungen zum Haushalt 1998                            - Drs. 501 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, zu den Haushaltsberatungen für das Jahr



1998 einen Bericht vorzulegen, aus dem hervorgeht,

- welche in den Verwaltungshaushalt eingestellten Verrechnungssummen




doppelt eingestellt sind;

- welche in den Verwaltungshaushalt eingestellten Verrechnungssummen von wem auf welcher Basis kalkuliert sind und ob es sich dabei um ungefäh​re Schätzwerte oder um "spitz" gerechnete Kalkulationen handelt.



Zurückgezogen

l) Vorbereitung der Haushaltsberatungen/Erbbaupacht-           - Drs. 565 -



grundstücke                                       



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, die Selbstverwaltung rechtzeitig zur Vorbereitung der Haushaltsberatungen zum Haushalt 1998 darüber zu infor​mieren:

- wie viele Erbbaupachtgrundstücke in den vergangenen 3 Jahren sowie




bisher in 1997 verkauft wurden (in qm und DM),

- welche Beträge davon bisher in den jeweiligen Haushalt zurückflossen




oder zur Deckung der Zinslasten verwendet wurden,

- in welcher Höhe (qm/DM) konnten in den letzten 3 Jahren sowie bisher

in 1997 neue Grundstücke als Ausgleich angekauft und als Erbbaupacht​grundstücke neu vergeben werden.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

m) Vorbereitung der Haushaltsberatungen/Städtisches            - Drs. 566 -



Finanzmanagement                                  



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:



Die Verwaltung wird beauftragt, die Selbstverwaltung noch rechtzeitig

vor den Haushaltsberatungen für den Haushalt 1998 darüber zu informie​ren,

- wie zeitnah und ressourcenbewußt das Finanzmanagement der Landeshaupt​stadt organisiert ist;

- ob und wenn ja welche Zinsbelastungen und -verluste durch angesammelte Haushaltsreste und aufgrund des Haushalts- und Kassenrechts entstehen;



- welche Möglichkeiten der Optimierung des Finanzmanagements bestehen;

- wie sich in diesem Zusammenhang die den Pilotämtern übertragenen haus​haltsrechtlichen Kompetenzen ausgewirkt haben.



Beschluß:  Verwiesen

n) Vermietungen                                                - Drs. 567 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, noch rechtzeitig vor den Haushaltsbera​tungen darzustellen, wie welche Schulgebäude (auch ehemalige) und Sport​stätten der Stadt Kiel außerhalb schulischer Zwecke und Zwecken der Ver​waltung genutzt werden und welche Mieteinnahmen nach welchen Richtlinien in den Haushalt der Stadt zurückfliessen.



Beschluß:  mit Änderung einstimmig                           

n) Vermietungen                                                - Drs. 579 -



hier: Änderungsantrag der CDU-Fraktion            

Hierzu liegt folgender Änderungsantrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, noch rechtzeitig vor den Haushaltsbera​tungen darzustellen, wie welche Gebäude (auch ehemalige) und Sportstät​ten der Stadt Kiel außerhalb schulischer Zwecke und Zwecken der Verwal​tung sowie Wohnzwecken genutzt werden, und welche Mieteinnahmen nach welchen Richtlinien in den Haushalt der Stadt zurückfließen.



Beschluß:  mit Änderung einstimmig

o) Personalhaushalt                                            - Drs. 568 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

1. Die Stadt verhängt eine Wiederbesetzungssperre von sechs Monaten über alle Stellen, die Höher als BAT IV b bzw. vergleichbaren Beamtenein​stufungen liegen.

2. In dieser Zeit findet eine Organisationsuntersuchung statt, die

klärt, ob diese Stelle notwendig, teilbar bzw. auf 30 Stunden herab​gesetzt werden kann bzw. ob es möglich ist, diese Stelle durch eine amts- oder abteilungsinterne Umorganisation einzusparen.



Beschluß:  Verwiesen

b) Bargeldloses Parken                                         - Drs. 524 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert darauf hinzuwirken, daß langfri​stig alle Parkscheinautomaten in Kiel auf die zusätzliche Bezahlung mit der Geldkarte umgerüstet werden.



Beschluß:  Verwiesen

8. b) Bargeldloses Parken                                         - Drs. 524 -

Ratsfrau   O s c h m a n n   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt den Ge​schäftsordnungsantrag auf Überweisung in den Ordnungsausschuß.

Stadtbaurat   D r .   F l a g g e   (SPD) teilt mit, daß die Möglichkeit geschaffen werden soll, mit Chipkarte und Münzen bezahlen zu können. Die Verwaltung arbeitet bereits daran.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig



Redaktionelle Anmerkung:

Da es sich hier um eine baurechtliche Maßnahme handelt, ist der Bauaus​schuß sachlich zuständig.

c) Rotationsverfahren bei der Bearbeitung von                  - Drs. 525 -



Vergaben



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Kiel wird aufgefordert, zum Schutz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine zentrale Vergabestelle im Hochbauamt einzurichten und die Bearbeitung der Vergaben im Rotati​onsverfahren durchzuführen.



Beschluß:  Verwiesen

8. c) Rotationsverfahren bei der Bearbeitung von Vergaben         - Drs. 525 -

Ratsfrau   D i c k h o f f   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt den Ge​schäftsordnungantrag auf Überweisung in den Hauptausschuß.



Beschluß: Verwiesen

d) Landschaftswall nördlich der A 215                          - Drs. 526 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, unverzüglich zu prüfen, ob der Landschaftswall nördlich der A 215 erhöht werden kann.

Dabei ist insbesondere zu prüfen, ob die Gefahr von Grundbrüchen be​steht, wie ihr ggf. begegnet werden kann und wie die naturschutzrechtli​che Situation zu bewerten ist.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

8. d) Landschaftswall nördlich der A 215                          - Drs. 526 -

Hierzu wurde ein Ergänzungsantrag der SPD-Ratsfraktion, Drs. 575, auf



den Tisch gelegt.

Ratsherr   M e y e r   (CDU) übernimmt im Namen seiner Fraktion diesen Ergänzungsantrag.



Beschluß über die ergänzte Drs. 526: Nach Antrag - einstimmig

e) Erhalt der Arbeitsplätze von Bundesbehörden                 - Drs. 527 -



in Kiel



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Verschiedenen Pressemeldungen zufolge plant das Bundesfinanzministerium, die Zahl der Oberfinanzdirektionen bundesweit von 21 auf 8 zu reduzieren sowie die bundeseigene Vermögensverwaltung nach Rostock und die Zollver​waltung nach Hamburg zu verlagern. Diese Maßnahmen hätten Konsequenzen für den Kieler Arbeitsmarkt: es ist davon auszugehen, daß über 300 Ar​beitsplätze (davon allein 68 bei der Bundeskasse) in Kiel verloren gehen werden.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

f) Seehafen Kiel                                               - Drs. 555 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, unverzüglich, spätestens je​doch bis zur Sitzung der Ratsversammlung am 20. November 1997, einen detaillierten schriftlichen Bericht abzugeben, der abschließend Aus​kunft gibt über Art und Höhe aller bislang eingegangenen Forderungen der Seehafen Kiel GmbH & Co. KG gegenüber der Landeshauptstadt Kiel. Der vorzulegende Bericht soll unter anderem Auskunft geben über:

a) Forderungen, die sich aus Grundstücksverkäufen/-vermietungen und dabei angefallene Nebenkosten ergeben. Hier bitten wir um Angabe sowohl des Verkaufserlöses, als auch des Verkehrswertes.

b) Forderungen, die sich aus bereits erbrachten, oder angeforderten Herstellungs-, Herrichtungs- und Erschließungskosten ergeben.

c) Forderungen, die sich aus dem Projekt Hörnquerung mittels der pro​visorischen Roll-, als auch der noch zu installierenden Klappbrük​ke bereits ergeben haben und voraussichtlich noch ergeben werden.

d) Verbuchungen von Erlösen aus dem Verkauf von Grundstücken der See​hafen Kiel im Stadthaushalt.

e) mögliche Forderungen der Landeshauptstadt Kiel gegenüber der See​hafen Kiel.

Dem Bericht sind Stellungnahmen des Kämmerei- und Steueramtes, sowie des Rechtsamtes beizufügen, die abschließend Auskunft über die recht​liche und sachliche Beurteilung der genannten Forderungen geben. Wei​terhin wird der Oberbürgermeister aufgefordert, Stellung dazu zu neh​men, wie er sich eine an betriebswirtschaftlichen Aspekten ausgerich​tete Führung der Seehafen Kiel unter diesen Bedingungen vorstellt.

2. Der Oberbürgermeister wird weiterhin beauftragt, der Selbstverwaltung unverzüglich, spätestens jedoch bis zur Sitzung der Ratsversammlung am 20. November 1997, abstimmungsfähige Anträge vorzulegen die end​gültige Planungssicherheit für die Bereiche: Sellspeicher, Scheerha​fen/Nordmole gewährleisten.



Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

8. f) Seehafen Kiel                                               - Drs. 555 -

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder der Seehafen Kiel GmbH sind befan​gen. Sie wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.

Ratsherr   K i r k s k o t h e n   (SPD) stellt im namens seiner Frakti​on folgenden Alternativantrag:



"Der Oberbürgermeister wird aufgefordert

1. nach Klärung der finanziellen Forderungen in den strittigen Grund​stücksangelegenheiten zwischen der Landeshauptstadt Kiel und der See​hafen Kiel GmbH u. Co. KG über das Ergebnis der Verhandlungen zu be​richten.

2. der Ratsversammlung baldmöglichst einen Sachstandsbericht zu den




Punkten




- Scheerhafen/Nordmole




- Sellspeicher




zu geben.

Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) teilt mit, daß im Antrag seiner Frakti​on, Drs. 555, die Worte "spätestens jedoch bis zur Sitzung der Ratsver​sammlung am 20. November 1997" zu streichen sind.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt den geänderten Antrag der   S-U-K-Ratsfraktion, Drs. 555, sowie den Antrag der SPD-Ratsfraktion al- ternativ zur Abstimmung. Dabei erhält der Antrag der SPD-Ratsfraktion   die Mehrheit der abgegebenen Stimmen.                                 

g) Resolution zum Erhalt der Erziehungswissenschaft-           - Drs. 556 -



lichen Fakultät



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, der Ratsversammlung sowohl in mündlicher als auch in schriftlicher Form Bericht darüber zu geben, was er unternommen hat, um den Erhalt der Erziehungswissenschaftlichen Fa​kultät an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel in bisheriger Form zu sichern.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

h) Umgestaltung/Umbau des ZOB                                  - Drs. 561 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:



Der Oberbürgermeister wird beauftragt,

1. der Ratsversammlung ein Konzept ggf. mit Alternativen zur Beschluß​fassung vorzulegen, das die Umgestaltung bzw. den Umbau des ZOB vor​sieht und den ZOB somit der Entwicklung an der HÖRN und insbesondere im Bahnhofsbereich anpaßt.

2. zu prüfen, inwieweit die Kosten zur Realisierung des vorzulegenden Konzepts bzw. der Alternativen durch die Beteiligung von Investoren reduziert werden können.



Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

h) Umgestaltung/Umbau des ZOB                                  - Drs. 578 -



hier: Ergänzungsantrag der CDU

Hierzu liegt folgender Alternativantrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, durch die Verwaltung einen Vor​schlag erarbeiten zu lassen, wie der ZOB unter Einbeziehung des Bahn​hofsvorplatzes für die nächsten 10 Jahre attraktiver gemacht werden kann, da ein Investor nicht zu finden ist.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

8. h) Umgestaltung/Umbau des ZOB                                  - Drs. 561 -

Hierzu wurde ein Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion, Drs. 578, auf



den Tisch gelegt.

Ratsherr   T a n k   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) beantragt die Überweisung des Antrages in den Bauausschuß.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Abgelehnt - mit Mehrheit



Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt den Ursprungsantrag der SPD-

Ratsfraktion, Drs. 561, sowie den Antrag der CDU-Ratsfraktion, Drs. 578, alternativ zur Abstimmung. Dabei erhält die Drs. 561 die Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

i) Praktikantenstellen für Studierende bei der                 - Drs. 562 -



Stadtverwaltung



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

In allen Ämtern und Betrieben der Landeshauptstadt Kiel werden Orientie​rungspraktika bereitgestellt für Studentinnen und Studenten, die Stu​dienfächer mit einem Bezug zu städtischen Aufgabenfeldern belegen. Zu diesem Zweck wird in Zusammenarbeit mit der Universität und den Fach​hochschulen ein Konzept erarbeitet, aus dem hervorgeht, in welchen Be​reichen der Stadtverwaltung die Beschäftigung von Praktikantinnen und Praktikanten sinnvoll und möglich ist. Die Vergabe der Praktikantenstel​len erfolgt durch den Oberbürgermeister in Zusammenarbeit mit der Uni​versität und den Fachhochschulen in Kiel.

Das Angebot und die Organisation der bei der Stadt eingerichteten Be-



rufspraktika bleibt unverändert.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

j) Ausbau der Grenzstraße/Fußläufige Anbindung der             - Drs. 563 -



Mensa



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, eine weitere niveaugleiche Fuß​gängerquerung für die Grenzstraße in Höhe der Zu-/Abfahrt der Mensa vor​zusehen.



Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

p) B-Plan 752 a - Gemeindliches Einvernehmen                   - Drs. 570 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Das Land Schleswig-Holstein beabsichtigt, ein Gebäude im Bereich des B-Plans 752 a als Mensa für die Fachhochschule zu nutzen. Da dieses Ge​biet bisher für Zwecke eines Sportboothafens ausgewiesen ist, wird der Oberbürgermeister beauftragt, das Gemeindliche Einvernehmen nur zu er​teilen unter der Voraussetzung, daß

a) die verkehrliche Anbindung vom Heikendorfer Weg aus erfolgt und

b) ein Tunnel für Fußgänger vom Fachhochschulgelände zur Mensa unter der Grenzstraße erstellt wird.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

8. j) Ausbau der Grenzstraße/Fußläufige Anbindung der Mensa       - Drs. 563 ​

8. p) B-Plan Nr. 752 a                                            - Drs. 570 -

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, die Tagesord-

nungspunkte 8. j) und p) an dieser Stelle gemeinsam zu behandeln.

Ratsherr   T a n k   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt im Namen seiner Fraktion folgenden Ergänzungsantrag zum Tagesordnungspunkt 8. j),



Drs. 563:

"Auf die Wendemöglichkeit für den Anlieferverkehr der Mensa auf der nördlichen Seite der Grenzstraße soll möglichst verzichtet werden. Stattdessen ist eine alternative Erschließung für den Anlieferverkehr von der Verwaltung zu erarbeiten, mit dem Land abzustimmen und dem Bau​ausschuß zur endgültigen Beschlußfassung vorzulegen."

Ratsherr   L i n d n e r   (SPD) übernimmt im Namen seiner Fraktion die​sen Ergänzungsantrag.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt den ergänzten Antrag der SPD-Ratsfraktion, Drs. 563, sowie den Antrag der CDU-Ratsfraktion,

Drs. 570, alternativ zur Abstimmung. Dabei erhält die Drs. 563 die Mehr​heit der abgegebenen Stimmen.

k) Straßensanierung - Verkehrssicherheitspflicht               - Drs. 564 -



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, umgehend dafür Sorge zu tragen, daß für die fachgerechte Intandhaltung des Kieler Straßennetzes die er​forderlichen Mittel in den Haushalt 1998 eingestellt werden. Grundlage hierfür bildet nach wie vor die 1994 vom Tiefbauamt aufgestellte Liste der Straßen, die dringend saniert werden müssen. Der Oberbürgermeister wird ferner beauftragt, solange seine Bewilligung für Gelder, die für Verschönerungs-, Um- und Rückbaumaßnahmen veranschlagt sind, zu versa​gen, bis Kiel der gesetzlich vorgeschriebenen Verkehrssicherheitspflicht nachkommt. Maßnahmen sind grundsätzlich nur nach o. a. Kriterien zu ver​geben und unter Ausnutzung aller Förderungsmöglichkeiten zu vollziehen.



Beschluß:  Zurückgestellt

8. k) Straßensanierung - Verkehrssicherheitspflicht               - Drs 564 -

Ratsherr   R a u p a c h   (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Zurückstellung des Antrages bis zu den Haushaltsberatungen.



Beschluß: Zurückgestellt

q) Nachwahl eines stellvertretenden Mitglieds                  - Drs. 573 -



im Ordnungsausschuß



Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN



vor:

Für das ausgeschiedene stellvertretende Ordnungsausschuß-Mitglied 



Marcus Wewer wird



Anja Uhlenbrok



Holtenauer Str. 139



24118 Kiel

als neues stellvertretendes Mitglied in den Ordnungsausschuß gewählt.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

r) Vergünstigungen bei städtischen Gesellschaften              - Drs. 581 -



und Betrieben                                     



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:



Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen,

1. welche Einsparpotentiale bei Streichung sämtlicher bisher bestehender Vergünstigungen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter städtischer Be​triebe und Gesellschaften bestehen.

2. welche Möglichkeiten es gibt, diese Vergünstigungen mit sofortiger Wirkung und ersatzlos zu streichen.

Über die Ergebnisse seiner Prüfung hat der Oberbürgermeister der Rats​versammlung schriftlich so rechtzeitig zu berichten, daß diese in die Haushaltsberatungen diesen Jahres eingehen können.



Beschluß:  Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

s) Nachwahl eines Mitgliedes in den Ortsbeirat Wik             - Drs. 583 ​


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:



In den Ortsbeirat Wik wird als ordentliches Mitglied



Dörte Zörner-Goetzke



Achterkamp 61



24106 Kiel



gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

9. Betreff:  Wahl eines Schiedsmannes                             - Drs. 529 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel


Antrag: Für die Dauer von fünf Jahren wird im Bezirk Holtenau 18 zum





Schiedsmann gewählt:





Manfred Heller, Richthofenstraße 48, 24159 Kiel


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

10. Anträge der Fraktion 

10. Betreff:  Neuberufung von Mitgliedern in den Verwaltungs-      - Drs. 522 ​



ausschuß des Arbeitsamtes


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel

Antrag: Für die am 1. April 1998 beginnende 10. Amtsperiode des Verwal​tungsausschusses des Arbeitsamtes Kiel benennt die Landeshauptstadt Kiel folgende Mitglieder und stellvertretende Mitglieder: Mitglieder                          stellv. Mitglieder





1.                                  1.





2.                                  2.





3. a)                               3. a)







b)                                  b)


Zurückgezogen

Neuberufung von Mitgliedern in den Verwaltungsaus-          - Drs. 580 ​

schuß des Arbeitsamtes



hier: Änderungsantrag der CDU                     

Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor: Für den Verwaltungsausschuß des Arbeitsamtes Kiel werden als Mitglied



Bürgermeister Dr. Peter Kirschnick



sowie als stellvertretende Mitglieder



Ratsfrau Eva Martens sowie Ratsherr Johannes Wunder



vorgeschlagen.



Zurückgezogen

11. Betreff:  Rettungsdienst der LHS Kiel                          - Drs. 528 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Dem öffentlich-rechtlichen Vertrag über die Mitwirkung im Rettungs​dienst der Landeshauptstadt Kiel zwischen der Landeshauptstadt Kiel und dem Arbeiter-Samariter-Bund, dem Deutschen Roten Kreuz, der Jo​hanniter-Unfall-Hilfe und dem Malteser Hilfsdienst (Anlage 1) wird zugestimmt.


Zurückgezogen

12. Betreff:  Bergschulheim St. Andreasberg, Jordanshöhe 3         - Drs. 521 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Dr. Kirschnick

Antrag: Die Verwaltung wird beauftragt, nach Möglichkeiten eines Verkaufes des Bergschulheimes St. Andreasberg oder einer anderen Betriebsfüh​rung zu suchen, um das auftretende Defizit zu beseitigen bzw. zu verringern.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

12. Bergschulheim St. Andreasberg, Jordanshöhe 3                   - Drs. 521 -

Beschluß über die Drs. 521 in der vom Ausschuß für Schule und Sport veränderten Fassung (s. S. 5 des Antrages): Nach Antrag - einstimmig

13. Betreff:  Bedarfsplanung für die Tagesbetreuung von Kindern    - Drs. 530 ​Fortschreibung und Aktualisierung für den Planungszeitraum 1997/98 - 2000                   


Berichterstatter:  Stadträtin Bommelmann

Antrag: 1. Zugestimmt wird, die Projekte "Tagespflege" der Arbeiterwohl-

fahrt und des Vereins PÄDIKO e. V. im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel um zwei weitere Jahre, bis einschließ​lich 2000, fortzusetzen.

2. Zugestimmt wird, das Betreuungsangebot der Tagespflege verstärkt für die Betreuung der unter dreijährigen Kinder zu öffnen. Die bisherige Quote von 10 % soll entfallen, Rechtsanspruchskinder sind weiterhin vorrangig zu berücksichtigen, jüngere Grundschul​kinder können im Rahmen einer maximalen 10 %-Regelung als Ge-

schwisterkinder aufgenommen werden. Das Jugendamt wird beauf​tragt, die Richtlinien zur Förderung der Jugendarbeit "Tages​pflege" entsprechend zu ändern.

3. Zugestimmt wird, zur dauerhaften Erfüllung des Rechtsanspruches unter Berücksichtigung des Wunsch- und Wahlrechtes, die zusätz​lichen Angebote der Arbeiterwohlfahrt "Strandkindergarten" und des Vereins PÄDIKO e. V. "Waldkindergarten", zunächst um zwei weitere Jahre bis ins Jahr 2000 im Rahmen der zur Verfügung ste​henden Haushaltsmittel fortzusetzen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

13. Bedarfsplanung für die Tagesbetreuung von Kindern              - Drs. 530 ​Fortschreibung und Aktualisierung für den Planungs-


zeitraum 1997/98 - 2000


Ratsherr

K r a m e r   (CDU) beantragt die getrennte Abstimmung des Punk-


tes 3 der Vorlage in bezug auf den "Waldkindergarten".


Beschluß über die Drs. 530, Punkte 1 und 2 in der vom Jugendhilfeausschuß


geänderten Fassung: Nach Antrag - mit Mehrheit


Beschluß über die Drs. 530, Punkt 3 "Strandkindergarten":


Nach Antrag - einstimmig


Beschluß über die Drs. 530, Punkt 3 "Waldkindergarten":


Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über die Drs. 530, Punkt 3 insgesamt: Nach Antrag - mit Mehrheit

14. Betreff:  Außerplanmäßige Ausgabe gem. § 82 GO                 - Drs. 531 -


Berichterstatter:  Stadträtin Bommelmann

Antrag: Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 2.600.000 DM bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 4640.160.9320 - Ankauf der Einrichtung Stolzeweg -. Der Betrag wird gedeckt durch Einsparungen in Höhe von 2.600.000 DM bei der Haus​haltsstelle 4640.115.940 - Planung und Neubau einer Kindertagesein​richtung auf dem Gelände der ehemaligen Holstenbrauerei.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Außerplanmäßige Ausgabe gem. § 82 GO                           - Drs. 531 -

Die Aufsichtsratsmitglieder der KWG sind befangen. Sie wirken an der Bera​tung und Beschlußfassung nicht mit.


Ratsherr

R a u p a c h   (SPD) gibt zu Protokoll:

"... daß ich es außerordentlich begrüßen würden und um Anstregung bitte, daß anstelle eines Kaufs des Grundstücks ein Grundstückstausch mit der KWG erreicht wird."


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

15. Betreff:  B-Plan Nr. 859 für das Baugebiet Kiel-Mitte,         - Drs. 534 ​südwestlich des Theodor-Heuß-Ringes, zwischen     

Winterbeker Weg und Saarbrückenstraße             (Aufstellungsbeschluß)                            


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Mitte, südwestlich des Theodor-Heuß-Ringes

zwischen Winterbeker Weg und Saarbrückenstraße, wird der Bebauungs​plan Nr. 859 aufgestellt.



Das Gebiet ist im beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

16. Betreff:  B-Plan Nr. 620 für das Baugebiet Kiel-Pries/         - Drs. 535 ​Friedrichsort, zwischen Friedrichsorter Straße,   Claudiusstraße, Redinskamp und beiderseits der    

Frenssenstraße (teilweise Aufhebung)              


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Pries, Friedrichsorter Straße, nördlich des Grundstücks Friedrichsorter Straße 15, nördlich der Grundstücke Fritz-Reuter-Straße 89 - 103, nördlich des Grundstücks Redins​

kamp 2, Redinbskamp, südlich der Grundstücke Redinskamp 4 und Clau​diusstraße wird die teilweise Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 620 beschlossen (Auslegungsbeschluß).


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:  B-Plan Nr. 699 für das Baugebiet Kiel-Südliche       - Drs. 536 ​Innenstadt, Gablenzstraße, Sophienblatt, Alte     



Lübecker Chaussee und Bundesbahngelände           



(Satzungsbeschluß)                                


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: I.  Die zum Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 699 vorgebrachten





Anregungen und Bedenken von





a) den Stadtwerken Kiel und





b) dem Umweltschutzamt






werden berücksichtigt,





c) dem Landesamt für Denkmalpflege,





d) Herrn Harry Wiesner, Marthastraße 5, 24114 Kiel und

e) dem Eisenbahn-Bundesamt, Hachmannplatz 16, 20099 Hamburg werden teilweise berücksichtigt,





f) dem Gewerbeaufsichtsamt,

g) der Industrie- und Handelskammer zu Kiel, Lorentzendamm und h) Antje u. Walter Prym, Nicola Pagels, Winfriedweg 12 h, 

22529 Hamburg






werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Südliche Innenstadt, Gablenzstraße, So​phienblatt, Alte Lübecker Chaussee und Bundesbahngelände wird der Bebauungsplan Nr. 699 - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan - als Satzung beschlossen.

Gleichzeitig wird die Aufhebung eines räumlichen Teilbereichs aus dem Bebauungsplan Nr. 305 (Baugebiet "Rondeel") für das Baugebiet Kiel-Südliche Innenstadt, zwischen Rondeel, Bundes​bahngelände und Alte Lübecker Chaussee entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.





Der Flächennutzungsplan der Landeshauptstadt Kiel wird gemäß

§ 1 Abs. 2 des Maßnahmengesetzes zum BauGB im Wege der 3. Be​richtigung angepaßt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

17. B-Plan Nr. 699 für das Baugebiet Kiel - Südliche Innenstadt   - Drs. 536 ​Gablenzstraße, Sophienblatt, Alte Lübecker Chaussee und 


Bundesbahngelände (Satzungsbeschluß)


Die Aufsichtsratsmitglieder und Mitarbeiter der Stadtwerke sind befangen.


Sie wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

18. Betreff:  B-Plan Nr. 700f für das Baugebiet Kiel-Suchsdorf     - Drs. 537 ​(Klausbrook), nordöstlich der Eckernförder Straße,




nordwestlich des Klausbrooker Weges, südwestlich  

Flur G 23 Flurstücke 4, 5 und 9, südöstlich der

Eisenbahnlinie Kiel-Eckernförde (Rückwirkende Inkraftsetzung)                     


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: I.  Dem Prüfergebnis dess Stadtplanungsamtes wird zugestimmt.

II. Der in der Sitzung aushängende Bebauungsplan Nr. 700 f für das Baugebiet Kiel-Suchsdorf (Klausbrook), nordöstlich der Eckern​förder Straße, nordwestlich des Klausbrooker Weges, südwestlich Flur G 23 Flurstücke 4, 5 und 9, südöstlich der Eisenbahnlinie Kiel-Eckernförde wird rückwirkend zum 27.04.1984 in Kraft ge​setzt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:  B-Plan Nr. 800 für das Baugebiet Kiel-Ravensberg,    - Drs. 538



​südlich der Universität, zwischen Grasweg und     



Westring, nördlich Krausstraße (Entwurfsbeschluß)  


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Ravensberg, südlich der Universität, zwi-

schen Grasweg und Westring, nördlich Krausstraße wird der Bebau​ungsplan Nr. 800 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff:  135. Änderung des F-Planes der Stadt Kiel -          - Drs. 539 ​



Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-Mitte,   



westlich des Westringes, nördlich der Krausstraße,



südlich der Universität (Entwurfsbeschluß)        


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für einen Bereich in Kiel-Mitte, westlich des Westringes, nördlich der Krausstraße, südlich der Universität wird die 135. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.

Von der Unterrichtung und Erörterung der Bürgerinnen und Bürger wird gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 Baugesetzbuch abgesehen, weil die Un​terrichtung und Erörterung bereits zuvor auf Grundlage des Bebau​ungsplanes Nr. 800 erfolgt ist.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  B-Plan Nr. 846 für das Baugebiet Kiel-Mitte,         - Drs. 540



​zwischen Kirchhofallee, Königsweg und Ringstraße  



(Erneuter Entwurfsbeschluß) 


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: I.

Für das Baugebiet Kiel-Mitte, zwischen Kirchhofallee, Königsweg

und Ringstraße wird der Bebauungsplan Nr. 846 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan erneut als Entwurf beschlos​sen.

II. Anregungen und Bedenken können nur zu den geänderten oder er​gänzten Teilen des Bebauungsplanes vorgebracht werden.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

21. B-Plan Nr. 846 für das Baugebiet Kiel-Mitte, zwischen          - Drs. 540 ​Kirchhofallee, Königsweg und Ringstraße 


(Erneuter Entwurfsbeschluß)


Die Aufsichtsratsmitglieder und Mitarbeiter der Stadtwerke sind befangen.


Sie wirken an der Beratung und Beschlußfassung nicht mit.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

22. Betreff:  B-Plan Nr. 803 für das Baugebiet Kiel-Gaarden-Süd,   - Drs. 541 ​



Krusenrotter Weg, Krummbogen, Papopelweg, 



Pestalozzistraße (Entwurfsbeschluß)               


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Gaarden-Süd, Krusenrotter Weg, Krummbogen, Pappelweg, Pestalozzistraße wird der Bebauungsplan Nr. 803 entspre​chend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:


Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  Grünordnungsplan zum B-Plan Nr. 803 "Krusenrotter    - Drs. 542 



​Weg"                                              


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Dem während der Sitzung ausliegenden Grünordnungsplan zum B-Plan Nr. 803 sowie dem beigefügten Erläuterungsbericht wird zuge​stimmt.

b) Der im Geltungsbereich des B-Plans und in dessen naturräumlichem Zusammenhang nicht nachweisbare oder nicht mögliche Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft wird auf freiwilliger Ba​sis von der Landeshauptstadt Kiel im Gebiet der Sammelersatzmaß-

nahme Großer Wiesenberg (Kiel-Rönne) durchgeführt.

c) Das im Eigentum der Landeshauptstadt Kiel befindliche Grundstück wird für diesen Zweck zur Verfügung gestellt.

d) Bei der HHSt. 58.208.952 werden ab dem Haushaltsjahr 1998 für die Herstellungskosten der Ausgleichsmaßnahme innerhalb der Sam​melersatzmaßnahme Großer Wiesenberg 1.451,00 DM zweckgebunden.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

24. Betreff:  Außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle      - Drs. 543 ​



700.188.951 - Stadtentwässerung; Schmutzwasser-   



kanal zwischen Petersburger Weg und Krummbogen    


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 700.188.951 - Stadtent​wässerung; Schmutzwasserkanal zwischen Petersburger Weg und Krumm​bogen - wird einer außerplanmäßigen Ausgabe von 350.000,00 DM zuge​stimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 700.120.951 - Entwässerungsanlagen im Stadtteil Hammer, 2. Bauabschnitt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:  Veränderungssperre Nr. 50 für den Geltungsbereich    - Drs. 547 



​des B-Planes Nr. 885 mit dem Baugebiet Kiel-      



Friedrichsort, Wagnerring          


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Verände​rungssperre Nr. 50 für den Geltungsbereich des in Aufstellung be​findlichen Bebauungsplanes Nr. 885 mit dem Baugebiet Kiel-Fried​richsort, Wagnerring, wird entsprechend dem in der Sitzung aushän​genden Plan beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff:  Anordnung und Einleitung des Umlegungsverfahrens     - Drs. 559 



​Nr. 24 in Kiel - Südliche Innenstadt, Marthastraße,



Sophienblatt, Alte Lübecker Chaussee und



Bundesbahngelände


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für ein Teilgebiet im Geltungsbereich des Bebauungsplanentwurfes

Nr. 699 (Kiel - Südliche Innenstadt, Gablenzstraße, Sophienblatt, Alte Lübecker Chaussee und Bundesbahngelände) mit folgenden Grund​stücken im Grundbuch von Kiel:



Lage
Blatt
Flur     Flurst.



Marthastraße 10
39346
M 14     167 tlw.*1



Sophienblatt
41123  L
L 14     147



Hinter Sophienblatt 71/73
41123
M 14      38



Hinter Alte Lübecker 1
47144
L 13       9



Sophienblatt 77
47145
L 13       2 tlw. *2



Hinter Sophienblatt 81
19714
L 13     251



Hinter Sophienblatt 79
21461
L 13     228

Sophienblatt 79                19714      L 13     229 tlw. *2 Hinter Sophienblatt 81         21461      L 13     230 Sophienblatt 79/81             21461      L 13       5 Sophienblatt 83                40911      L 13       6 tlw. *2 Sophienblatt 85                26915      L 13       8 tlw. *2

*1 für einen Bereich zwischen Verkehrsfläche Marthastraße und parallel zu den Gebäuden auf dem Grundstück Marthastr. 10

*2 für den hinteren Grundstücksteil, ab 24 m von der Straßenbe​grenzungslinie Sophienblatt

wird die Umlegung gemäß §§ 46 Abs. 1 und 47 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2253, zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 1996 (BGBl. I S. 2049), angeordnet und durch Umlegungsbeschluß ein​geleitet.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff:  Müllheizkraftwerk Kiel                               - Drs. 484 ​-





 Antragsverfahren zur Genehmigung von Kessel 3 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Der Beschluß der Ratsversammlung vom 20. Februar 1997, wonach für

die Genehmigung zur Umrüstung und zum Weiterbetrieb der Verfahrens​linie 3 des Müllheizkraftwerkes Kiel ein erweitertes Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt werden soll, wird aufgeho​ben. Statt dessen werden die Mitglieder im Aufsichtsrat der MVA Kiel GmbH gebeten, auf die Geschäftsführung der MVA Kiel GmbH ein​zuwirken, den Antrag für den Weiterbetrieb der Verbrennungslinie 3 dahingehend abzuändern, daß die Beteiligung der Öffentlichkeit le​diglich nach § 16 Abs. 2 Satz 4 in Verbindung mit § 19





Abs. 3 BImSchG sichergestellt wird.


Beschluß:  Zurückgestellt

27. Anträge der Fraktionen

27.   Müllheizkraftwerk Kiel                                      - Drs. 500 -



- Antragsverfahren zur Genehmigung von Kessel 3 -



hier: Alternativantrag



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Die Mitglieder im Aufsichtsrat der MVA Kiel GmbH werden gebeten, auf die Geschäftsführung der MVA Kiel GmbH einzuwirken, den Antrag für den Wei​terbetrieb der Verbrennungslinie 3 zurückzuziehen und alle Konservie​rungsaktivitäten am Kessel 3 einzustellen.



Beschluß:  Zurückgestellt

27.   Müllheizkraftwerk Kiel                                      - Drs. 576 -



hier: Stellungnahme des Ortsbeirats Hassee/Vieburg

Der Ortsbeirat Hassee/Vieburg fordert die im Rathaus vertretenen Frak​tionen auf, dem Verkauf der Müllverbrennungsanlage (MVA) nur unter fol​genden Bedingungen zuzustimmen:

- Der künftige Betreiber darf nur maximal 140.000 t p. a. Müll in der




MVA verbrennen.

- Bei einer Weiterveräußerung der MVA, auch von Anteilen, müssen der

Stadt Kiel die Anteile immer zuerst angeboten werden (mehrfaches



Vorkaufsrecht der Stadt Kiel).


Kenntnis genommen

27.  Müllheizkraftwerk Kiel - Antragsverfahren zur               - Drs. 617 -


Genehmigung von Kessel 3 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, mit dem Kreis Schleswig-Flens​burg unverzüglich Verhandlungen zu führen mit dem Ziel, die öffent​lich-rechtliche Vereinbarung über die Zusammenarbeit bei der Erfül​lung der Abfallentsorgungspflicht zwischen dem Kreis und der Stadt Kiel vom 26. November 1996 in folgenden Punkten zu ändern:

- Die Verpflichtung der Stadt Kiel, einen Antrag auf Genehmigung des Weiterbetriebs des 3. Kessels des Müllheizkraftwerkes zu stellen, entfällt.

- Die vereinbarte Preigestaltung für die Abfälle aus dem Kreis wird mit der Maßgabe, die öffentlich-rechtliche Vereinbarung zu erhalten und zu erfüllen, auf einen 2-Kessel-Betrieb umgestellt.

2. Über das Ergebnis ist der Ratsversammlung spätestens im Januar 1998 zu berichten, ggf. in Form einer Vorlage zur Änderung der öffentlich​rechtlichen Vereinbarung. Bis dahin wird die Entscheidung über die Anträge der Verwaltung vom 1. September 1997 (Drs. 484), der CDU​Ratsfraktion vom 15. September 1997 (Drs. 502) und der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vom 16. September 1997 (Drs. 500) zurückge​stellt.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

27.
Müllheizkraftwerk Kiel                                      - Drs. 618 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der vorliegende Antrag wird um den folgenden Punkt 3 erweitert:

3. Die Mitglieder im Aufsichtsrat der MVA Kiel GmbH werden vorsorglich angewiesen, auf die Geschäftsführung der MVA Kiel GmbH einzuwirken, den Antrag beim Gewerbeaufsichtsamt Kiel auf eine wesentliche Ände​rung für das Müllheizkraftwerk Kiel bezüglich der Verfahrenslinie 3 (Kessel 3) im Sinne eines Weiterbetriebes nach entsprechender Umrü​stung zurückzunehmen und alle Konservierungsaktivitäten am Kessel 3 einzustellen.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

27.  Müllheizkraftwerk                                           - Drs. 484 -


- Antragsverfahren zur Genehmigung von Kessel 3 -


Hierzu liegen zwei Alternativanträge der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE


GRÜNEN, Drs. 500, und der CDU-Ratsfraktion, Drs. 502, vor.


Außerdem wurde eine Stellungnahme des Ortsbeirates Hassee/Vieburg,


Drs. 576, auf den Tisch gelegt.

Ratsherr   D r .   W u l f f   (CDU) stellt im Namen seiner Fraktion den vorgehefteten Antrag Drs. 617. Gleichzeitig beantragt er die getrennte Abstimmung der Punkte 1 und 2 des Antrages, da Punkt 2 die Zurückstel​lung aller Anträge mindestens bis Dezember 1997 und längstens bis Januar



1998 beinhaltet.

Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) stellt im Namen seiner Fraktion den vorgehefteten Änderungsantrag, Drs. 618, zum Alternativantrag der CDU​Ratsfraktion, Drs. 502.



Beschluß über die Drs. 618: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über die Drs. 617, Punkt 1: Nach Antrag - mit Mehrheit Beschluß über die Drs. 617, Punkt 2: Nach Antrag - mit Mehrheit

Mit dieser Beschlußfassung sind die anderen zu diesem Punkt vorliegenden Anträge der Drs. 484, 500 und 502 zurückgestellt.

28. Kleine Anfragen 

a) Vertreter in städtischen Gesellschaften                     - Drs. 523 


​Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wer, d. h., welche Mitarbeiter vertreten in den städtischen Gesell​schaften (z. B. VVK, KWG, Seehafen Kiel GmbH etc.) oder in Gesell​schaften mit städtischer Beteiligung (z. B. KIBA) den Gesellschaf- ter/Anteilseigner Landeshauptstadt Kiel in der jeweiligen Gesell​schaftsversammlung?

2. Wie weit sind die Überlegungen der Verwaltung hinsichtlich eines zen​tralen Beteiligungs-Managements gediehen?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

28. Kleine Anfragen

b) Haushaltsentwurf 1998                                       - Drs. 557 ​


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Wie setzt sich der in der Pressemitteilung genannte Betrag von

115 Mio DM für angemeldete Erhöhungen und neue Projekte, aber auch freiwillige Leistungen in der Sozial- und Kulturpolitik der Landes​hauptstadt Kiel im einzelnen zusammen (Ich bitte darum, wie folgt aufzulisten: Ansatz 1997, gestellte Anträge für 1998, Festlegung des Kämmerers für 1998)?

2. Worin besteht der Unterschied zwischen dem vom Oberbürgermeister ge​nannten dreimonatigem Einstellungsstop und der sich daran anschlie​ßenden Einstellungssperre?

3. Welche Maßnahmen über eine mögliche Veräußerung der MVA hinaus hält der Oberbürgermeister für geeignet, um das strukturelle Defizit des Haushalts zu verringern?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

c) Vorbereitung der Haushaltsberatungen/Sparvor-               - Drs. 569 ​


stellungen des Oberbürgermeisters, hier: Frauen-  



projekte                                          



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:



1. Wie viele sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze in den öffent-

lich geförderten Frauenprojekten werden voraussichtlich durch die Streichungsvorschläge des Oberbürgermeisters in ihrer Existenz ge​fährdet sein?

2. Wie viele Einzelprojekte/Arbeitsbereiche und Hilfebedürftige bzw. Schutzsuchende sind von den Sparvorschlägen des Oberbürgermeisters direkt oder indirekt betroffen?

3. Wie hoch ist ca. die Landesförderung in den betroffenen Frauenprojek​ten?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

29. Grosse Anfragen 

a) Situation auf dem Kieler Arbeitsmarkt                       - Drs. 385 ​


Hierzu liegt folgende Große Anfrage  der SPD-Ratsfraktion/  


Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor: 


Die Arbeitsmarktsituation hat sich bundesweit verschlechtert: im März

1997 waren 4,47 Millionen Menschen ohne Arbeit. Eine weitere unbekannte Zahl unbeschäftigter Personen befindet sich in der "stillen Reserve". Auch die Situation auf dem Lehrstellenmarkt wird immer dramatischer.

Die Stadt Kiel ist von diesen bundesweiten Trends stark betroffen. Die neuesten Zahlen der Arbeitsverwaltung (Juni 1997) weisen für die kreis​freie Stadt Kiel eine Arbeitslosenquote von 14,6 % aus.

Vor diesem Hintergrund stellen wir die nachfolgende Große Anfrage.

1. Zur Situation auf dem Arbeitsmarkt und zur Lage der beruflichen




Bildung

1.1 Wie hat sich in den vergangenen Jahren die Arbeitslosenquote in Kiel entwickelt, differenziert nach Geschlecht, Alter, Nationali​tät, Ausbildungsstand, Dauer und Gesundheitszustand der Arbeits​losen?

1.2 Gab und gibt es besondere Problemgruppen, die in den vergangenen zwei Jahren und aktuell besonders von Arbeitslosigkeit betroffen sind?

1.3 Wie hat sich in den vergangenen Jahren die Beschäftigung in den verschiedenen Bereichen der Kieler Wirtschaft (Industrie, Hand​werk, Dienstleistungen, öffentlicher Dienst) und die Zahl der of​fenen Stellen entwickelt? Welchen Beitrag zur Beschäftigungsent​wicklung haben die Stadt Kiel und die Unternehmen mit städtischer Beteiligung geleistet?

1.4 Wie hat sich in den letzten Jahren die Zahl der Existenzgründun​gen - allgemein und aus der Arbeitslosigkeit heraus - in Kiel entwickelt? Welche Erkenntnisse liegen der Stadt über Struktur, Erfolg und Beschäftigungswirkungen dieser Existenzgründungen vor?

1.5 Wie stellt sich die Lage auf dem Kieler Arbeitsmarkt im Vergleich mit anderen Städten und Regionen dar?

1.6 Gibt es aus Sicht der Verwaltung spezielle lokale Gründe für die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit in Kiel?

1.7 Welche Branchen bzw. welche Personen- und Berufsgruppen sind be​sonders von Arbeitsmarktproblemen betroffen?

1.8 Wie wird sich der Kieler Arbeitsmarkt in Zukunft voraussichtlich entwickeln?

1.9 Wie hat sich die Situation der beruflichen Ausbildung in Kiel in den letzten Jahren entwickelt? Wie viele Ausbildungsplätze (dif-

ferenziert nach Bereichen) haben die Stadt Kiel und die Unterneh​men mit städtischer Beteiligung dabei jährlich angeboten? Wie sieht der aktuelle Stand auf dem Lehrstellenmarkt aus? Wie wird sich die Ausbildungsproblematik in den nächsten Jahren in Kiel weiter entwickeln.

2. Folgen der Arbeitslosigkeit


2.1 Wie wirkt sich Arbeitslosigkeit auf die sozialen Lagen der be-

troffenen Kielerinnen und Kieler im Hinblick auf Verschuldung, Empfang von Sozialhilfe und Wohngeld, Bedarf an psychosozialer Betreuung etc. aus?


2.2 Wie viele Frauen und Männer erhalten derzeit Arbeitslosengeld

oder -hilfe und sind aufgrund welcher Ursachen gleichzeitig auf Leistungen nach dem BSHG angewiesen?


2.3 Welche Folgen hat die Arbeitslosigkeit auf den Haushalt der Stadt

Kiel im Hinblick auf entgangene Steuereinnahmen, Ausgaben im So​zialhilfeetat, Unterstützungsbedarf für Selbsthilfegruppe etc.?


2.4 Welche Folgen hat die Arbeitslosigkeit auf die Wirtschaft in



Kiel, insbesondere den örtlichen Einzelhandel?

3. Städtische Maßnahmen gegen Arbeitslosigkeit


3.1 Wie reagiert die Stadtverwaltung auf die zunehmende Arbeitslosig-

keit in Kiel, im Hinblick auf die Unterstützung von Arbeitslosen​initiativen, Ausbau von städtischen Beratungsangeboten und Ange​boten freier Träger für Männer und Frauen, Unterstützung von lo​kalen Beschäftigungsinitiativen etc.


3.2 In welcher Weise, in welchem Umfang und mit welchen Beschäfti-

gungswirkungen haben Stadt und Unternehmen mit städtischer Betei​ligung die Förderangebote der Arbeitsverwaltung (und ergänzend ggf. des Landes) bisher genutzt (z. B. § 242 s AFG, Eingliede​rungszuschüsse)? Welche Möglichkeiten sieht (oder nutzt bereits) die Stadt, die Vergabe von Aufträgen mit beschäftigungspoliti​schen Förderangeboten der Arbeitsverwaltung zu verknüpfen?


3.3 Welche Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen gibt es in welchen Bereichen

in der Landeshauptstadt Kiel, bei der Landeshauptstadt Kiel und bei deren Gesellschaften? Wie hoch ist der Anteil der Bundesan​stalt für Arbeit und entsprechende Anteil der Stadt Kiel und ih​rer Gesellschaften jeweils in DM?


3.4 Lassen sich die Antworten zu Frage 3.2 und 3.3 nach Geschlecht,

Alter, Ausbildung und Nationalität der Betroffenen differenzie​ren?


3.5 In welcher Weise, in welchem Umfang und mit welchen Beschäfti-

gungswirkungen haben Stadt und Unternehmen mit städtischer Betei​ligung arbeitsmarktpolitisch ausgerichtete Förderprogramme der EU bisher genutzt?


3.6 Welche arbeitsmarktpolitische Bedeutung hat die KIBA erlangt? Wo

liegen die beschäftigungspolitischen Schwerpunkte? Wie finanziert sich die KIBA? Wie viele Frauen und Männer wurden in der KIBA seit Gründung beschäftigt? Wie hoch ist der Anteil der ehemaligen KIBA-Beschäftigten, die einen Arbeitsplatz im Ersten Arbeitsmarkt gefunden haben?


3.7 Welche Möglichkeiten sieht die Stadt, arbeitsfähige Sozialhilfe-

empfänger verstärkt in Beschäftigungsverhältnisse zu führen? Un​ter welchen Umständen hält sie bei Ablehnung eines Arbeitsangebo​tes eine Kürzung der Sozialhilfe für angemessen?

 3.8 In welcher Weise sind bei der Stadt die Aufgaben der Wirtschafts​förderung und der Arbeitsmarktpolitik verknüpft? Welche Bedeutung haben dabei KITZ und KIWI? In welcher Weise, mit welchem finan​ziellen Aufwand und mit welcher Wirkung hat die Stadt im Rahmen ihrer Wirtschaftsförderung seit 1990 die Schaffung von Arbeits​plätzen unterstützt? Welche Ansätze haben sich als erfolgreich, welche als weniger erfolgreich erwiesen?

 3.9 In welcher Weise und mit welchem Erfolg hat die Stadt Existenz​gründungen (auch aus der Arbeitslosigkeit heraus) unterstützt? Welche generellen Anschubhilfen bietet die Stadt Existenzgründern an?

3.10 Welche Maßnahmen unternimmt die Stadtverwaltung, um arbeitsplatz​intensiven Betrieben Ansiedlungsmöglichkeiten zu verschaffen bzw. Abwanderungen zu verhindern?

3.11 Welche personalpolitischen Maßnahmen unternimmt die Stadtverwal​tung im eigenen Haus, um Arbeitszeitverkürzungen, Abbau von Über​stunden, Gewährung flexiblerer Arbeitszeiten, Teilzeit etc. zu ermöglichen? In welchem Umfang nutzt die Stadt befristete Ar​beitsverträge, um flexibel auf Arbeitsüberhänge reagieren zu kön​nen? In welchem Umfang finden Nebentätigkeiten städtischer Mitar​beiterinnen und Mitarbeiter statt? Sieht die Stadt Möglichkeiten, diese zu reduzieren?

3.12 Unter welchen Voraussetzungen wären Stadt und Unternehmen mit städtischer Beteiligung kurzfristig bereit, zusätzliche Ausbil​dungsplätze - auch über den eigenen Bedarf hinaus - anzubieten?

3.13 Welche Maßnahmen unternimmt die Stadt Kiel, um illegale Beschäf​tigung, Schwarzarbeit und den Mißbrauch von Sozialhilfe zu ver​hindern?

3.14 Inwiefern arbeitet die Stadtverwaltung mit Verbänden und Organi​sationen wie Arbeitsamt, IHK, DGB, DAG zusammen, um gemeinsam Strategien zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit zu entwickeln?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

29. Große Anfragen

a) Situation auf dem Kieler Arbeitsmarkt                       - Drs. 385 

​Die Antwort von Bürgermeister   D r .   K i r s c h n i c k   (CDU) liegt schriftlich vor und ist beigefügt.



Es findet eine Aussprache statt.



Kenntnis genommen

b) Beschäftigungssituation von Frauen in der                   - Drs. 386 ​Stadtverwaltung der LHS Kiel                      



Hierzu liegt folgende Große Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Durch die im schleswig-holsteinischen Gleichstellungsgesetz festgelegte Bestandsaufnahme und Analyse der Beschäftigtenstruktur sind Einblicke in

die Situation der weiblichen Beschäftigten in der Landeshauptstadt Kiel möglich geworden. Um beurteilen zu können, wie weit es der Landeshaupt​stadt Kiel gelungen ist,

- Arbeitsbedingungen zu schaffen, die für beide Geschlechter die Verein​barkeit von Familie und Beruf ermöglichen.

-
die Nachteile zu kompensieren, die vor allem Frauen als Folge der ge-


schlechtsspezifischen Arbeitsteilung erfahren, und

-
eine gerechte Beteiligung von Frauen an allen Lohn-, Vergütungs- und


Besoldungsgruppen

zu erreichen (s. § 1 GstG), bedarf es jedoch weiterer Informationen.

Aus diesem Grund stellen wir die nachfolgende Große Anfrage.

1. Wie hoch ist die Zahl der Beschäftigten bei der Landeshauptstadt Kiel? Wie hoch ist der Anteil der weiblichen Beschäftigten



a) an der Gesamtzahl



b) in den jeweiligen Sachgebieten nach Ämtern



c) in den städtischen Eigenbetrieben, Gesellschaften usw.



d) nach Statusgruppen (Beamte, Angestellte, ArbeiterInnen)?

2. Wie hoch ist der Anteil der weiblichen Beschäftigten aufgeschlüsselt nach Vergütungsgruppen



a) in den Sachgebieten nach Ämtern



b) in den städtischen Eigenbetrieben, Gesellschaften usw.?

Die Vergütungsgruppen sollen in drei Gruppen (niedrige, mittlere, ho​he Vergütung) zusammengefaßt werden, die deutlich machen, wie viele Stellen eine eigenständige Lebensführung ermöglichen und wie viele darüber hinaus gut bezahlt sind bzw. darunter liegen.

3. In welchem Umfang (% an der Gesamtzahl) nehmen weibliche Beschäftigte an den Fortbildungsveranstaltungen der Landeshauptstadt Kiel bzw. externen Angeboten teil? (1996 und 1997)



Gesondert auszuweisen sind dabei



a) Veranstaltungen im Rahmen von Aufstiegsverläufen



b) Führungskräftenachwuchsfortbildungen

c) Fortbildungen in den Bereichen BWL, EDV und Verwaltungsreform.

4. Welche Anstrengungen unternimmt die Landeshauptstadt Kiel (auch in den städtischen Eigenbetrieben, Gesellschaften usw.), um den Anteil der weiblichen Führungskräfte zu erhöhen?

5. Welche Auswirkungen haben diese Anstrengungen in den vergangenen drei Jahren auf die Einstellungs- und Beförderungspraxis gehabt? Bitte aufschlüsseln



a) nach Statusgruppen und

b) nach Gehaltsgruppen (s. 2 b), jeweils in absoluten Zahlen und in




Prozent.

Bitte geben Sie auch an, ob es sich bei den mit Frauen besetzten Stellen und Voll- oder Teilzeitstellen handelt (Stundenzahl) und ob die Stellen unbefristet oder befristet sind (wie lange?). Dasselbe gilt für Stellen, die durch Beförderung mit einer Frau besetzt wur​den.

6. Haben für die städtischen Führungskräfte Fortbildungsveranstaltungen in der Anwendung des schleswig-holsteinischen Gleichstellungsgesetzes und der Frauenfördersatzung der Landeshauptstadt Kiel stattgefunden?

Wenn ja: Wie viele Führungskräfte haben daran teilgenommen (aufgeschlüsselt nach weiblichen und männlichen Beschäftigten sowie Führungsebene (Sachgebietsleitung/DezernentInnen, Amts-, Abteilungs-, Sachgebietsleitung)).

Wenn nein: Wie gut ist der Kenntnisstand über die genannten Normen? Als Indikator sollen alle Anfragen an das Rechtsamt und die Kommunal​aufsicht zu diesem Bereich und deren Ergebnisse kurz zusammengefaßt dargestellt werden.



7. Personalabbau von 1987 bis 1997:

a) Wie viele der abgebauten Stellen liegen in Abteilungen, in denen die Arbeitsplätze zu mehr als 50 % mit Frauen besetzt sind? (Abso​lute Zahlen und Prozentangaben)

b) Wie hat sich der Anteil der Frauen in dem genannten Zeitraum ver​ändert? Bitte aufschlüsseln






- nach Ämtern in den Sachgebieten,

- nach Gehaltsgruppen, die wie in 2. b) zusammengefaßt werden können), und






- nach Statusgruppen (BeamtInnen, Angestellte, ArbeiterInnen).



8. Mutterschutz und Erziehungsurlaub:




a) Wie viele Frauen haben in den Jahren 1990 bis 1997 Mutterschutz






in Anspruch genommen?

b) Wie viele Beschäftigte haben in diesen Jahren Erziehungsurlaub genommen? Bitte aufschlüsseln nach männlichen bzw. weiblichen Beschäftigten sowie nach Gehaltsgruppen, Ämtern in den Sachge​bieten und Statusgruppen.

Bei den Punkten 8 a) und b) sollen die Daten für die einzelnen Jahre getrennt dargestellt werden.

9. Kennzahlen: Die Antworten auf die Fragen 1, 2, 3, 7 b) sollen mit Kennzahlenübersichten versehen werden, aus denen

a) die Anteile der konkret beschäftigten Frauen und Männer hervor​gehen (in Prozent),

b) die Anteile der vollen bzw. Teilzeitstellen hervorgehen; dabei sollen die Stundenzahlen der mit Frauen bzw. mit Männern besetzten Stellen addiert und auf volle Stellen umgerechnet werden,

c) die Anteile befristeter bzw. unbefristeter Stellen hervorgehen. Dabei wird das im Anhang dargestellte Verfahren angewandt.

  10. Ist es nicht möglich, einzelne der voranstehenden Fragen zu beantwor​ten? Wenn ja, woran liegt dies jeweils? Welche Voraussetzungen müßten jeweils geschaffen werden, um die Fragn beantworten zu können?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

30. Betreff:

Erhaltungssatzung "De Twiel" für das Baugebiet       - Drs. 572 -

Kiel-Ellerbek, Sören, Hollwisch, De Twiel, Röhbarg (Satzungsbeschluß)                                


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Ellerbek, Sören, Hollwisch, De Twiel, Röh-

barg wird die Erhaltungssatzung "De Twiel" gemäß § 172 Abs. 1 Nr. 1 Baugesetzbuch, bestehend aus beiliegendem Text und Plan, beschlos​sen. Das Gebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeich​net.


Beschluß:

 Nach Antrag - einstimmig -

13. Verschiedenes

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 20.11.1997 stattfindet.

Ratsherr Rogacki (CDU) fragt, wann der Ratsversammlung der Zeitplan für den Landschafts- sowie den Flächennutzungsplan vorgelegt wird.

Stadtbaurat Dr. Flagge (SPD)erklärt, daß die betroffenen Ausschüsse beide Pläne in ihren Sitzungen Anfang Dezember behandeln werden.

Die Ergebnisse werden der Ratsversammlung in Form einer Vorlage zur Sitzung am 15. Januar 1998 zugeleitet.

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) schließt die Öffentliche Sitzung der Ratsversammlung.

gez. Silke Reyer                                       gez. Thomsen

Stadtpräsidentin                                       Protokollführerin

